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Vorwort 

Nach der Veränderung der Rahmenbedingungen der regionalen Wirt-
schaf tsförderung  und dem zunehmenden Druck der EG-Wettbewerbspolitik 
auf die Regionalpolitik des Bundes und insbesondere der Länder stellen sich 
im Zusammenhang mit der Neuorientierung der Regionalpolitik interes-
sante rechtliche Fragen, deren Beantwortung auf die zukünftige Entwick-
lung der regionalen Wirtschaftsförderung  Einfluß haben. Die hiermit vor-
gelegte Dissertation w i l l zur Ausleuchtung und Klärung der anstehenden 
Fragen beitragen. Sie steht im Zusammenhang mit der Studie von Püttner / 
Spannowsky, Das Verhältnis der europäischen Regionalpolitik zur deut-
schen Regionalpolitik, 1986, die in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für 
regionale Strukturverbesserung erarbeitet wurde. 

Für die wertvollen und freundlichen Anregungen, die mir mein verehrter 
Lehrer Herr Prof.  Dr. Günter Püttner gab, bedanke ich mich herzlich. 

Metzingen, im Februar 1987 Willy  Spannowsky 
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Einleitung 

Die Wahl des Themas „Der Handlungsspielraum und die Grenzen der 
regionalen Wirtschaftsförderung  des Bundes" wurde durch zwei die aktu-
elle Situation der regionalen Wirtschaftsförderung  kennzeichnende Ent-
wicklungsprozesse veranlaßt. Einmal geben veränderte Rahmenbedingun-
gen der Regionalpolitik Anlaß zu einer Neuorientierung1, die eine Überprü-
fung der bisherigen Förderungskonzeption zur Folge hat, zum anderen 
nimmt die EG-Kommission in immer stärkerem Maße Einfluß auf die Regio-
nalpolitik der Mitgliedsstaaten. Die Überprüfung  der bisherigen Förde-
rungskonzeption ist ohne eine verfassungsrechtliche  Bestandsaufnahme 
über die Handlungsspielräume und Grenzen der regionalen Wirtschaftsför-
derung des Bundes nicht möglich. Durch den sich verschärfenden regiona-
len Wettbewerb und die zunehmenden Schwierigkeiten der regionalen Wirt-
schaftsförderung,  erfolgreiche  Impulse für eine ausgleichende Verteilung 
der Investitionstätigkeit zu geben, ist eine Fortentwicklung der Förderungs-
instrumente erforderlich.  Das Zusammentreffen  der regionalpolitischen 
Neuorientierung mit den Bemühungen der EG-Kommission zur Vereinheit-
lichung der regionalpolitischen Beihilfensysteme, die durch die Verstärkung 
der eigenen regionalpolitischen Vorstellungen der EG-Kommission unter 
Zurückdrängung der mitgliedsstaatlichen gekennzeichnet sind, läßt grund-
sätzliche Fragen über die Kompetenzverteilung Wiederaufleben. 

Nicht nur die Reichweite der Kompetenzen der EG-Kommission zur Ein-
flußnahme auf die mitgliedsstaatliche Regionalpolitik ist angesichts der 
beihilfenpolitischen Praxis der EG-Kommission zum Gegenstand der wis-
senschaftlichen Diskussion geworden, sondern auch die grundsätzliche 
Frage der Kompetenzverteilung in der Regionalpolitik im Verhältnis der 
größeren und kleineren Entscheidungsebene. Betroffen  ist davon sowohl das 
Verhältnis der regionalen Wirtschaftsförderung  der EG zu dem der Mit-
gliedsstaaten als auch das Verhältnis der Regionalförderung  von Bund und 
Ländern, das sowohl im Hinblick auf die notwendig gewordene Fortent-
wicklung der regionalpolitischen Förderungsinstrumente als auch im Hin-
blick auf die im Verhältnis von EG und Mitgliedsstaaten auf getretene Erwä-
gung, ob eine zentralisierte oder dezentralisierte Regionalpolitik zur Pro-

1 Vgl. zur Neuorientierung der Regionalpolitik die Beiträge von von der  Heide, 
Regionale Wirtschaftspolitik 1985, in: DÖV 1986, S. 195 - 198; von Thoss,  Klemmer, 
Pieper,  Schäfer,  Zimmermann,  Pohle,  Buchner,  Fleckenstein,  in: Raumforschung und 
Raumordnung, 1985, Heft 4, S. 146ff. 
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blembewältigung besser geeignet erscheint2, grundsätzlich in Frage gestellt 
worden ist. Daß die beihilfen- und regionalpolitischen Einflußmöglichkei-
ten der EG beachtet werden müssen, zeigt die Tendenz der EG-Kommission 
zur strengeren Handhabung ihres Beihilfenaufsichtsrechts  gem. Art. 93 i.V. 
mit Art. 92 EWGV. In der Rechtswissenschaft wurde den damit zusammen-
hängenden Fragen bislang nur wenig Beachtung geschenkt, obgleich davon 
nicht nur die künftige wirtschaftliche Entwicklung einzelner Gebiete und 
Gebietsteile der Bundesrepublik abhängt, sondern Auswirkungen auf die 
Gestaltung der Wirtschaftsstruktur  und die Förderungskulisse in der Bun-
desrepublik insgesamt zu befürchten sind. Die Überlagerung der juristi-
schen Probleme durch die wirtschaftswissenschaftliche  Diskussion und der 
stets drohende Wandel des zu erörternden Sachverhalts dürfen jedoch einer 
Beschäftigung mit den anstehenden Fragen nicht entgegenstehen. 

Müller-Graff 3 sieht die umfassende Thematik der überbetrieblichen Inve-
stitionssteuerung nicht ohne gewisse Berechtigung von „juristischer Absti-
nenz" gekennzeichnet. Es wäre zwar übertrieben, hinsichtlich dem Teil-
bereich der überbetrieblichen Investitionssteuerung, der regionalen Wirt-
schaftsförderung,  ebenfalls von juristischer Abstinenz zu sprechen, gleich-
wohl ist auch insofern die Feststellung einer gewissen juristischen Reser-
viertheit durchaus berechtigt. Zahlreiche Aufsätze in den einschlägigen 
Fachzeitschriften zu Teilaspekten und Detailproblemen, insbesondere dem 
Investitionszulagen-, dem Zonenrand- und dem Berlinförderungsgesetz 
sowie zahlreiche Untersuchungen zu allgemeinen Fragen, wie etwa der Gel-
tung des Gesetzesvorbehalts im Bereich der Wirtschaftssubventionierung, 
zu den Subventionsformen, zu den von Hoheitsträgern bei der Vergabe von 
Wirtschaftssubventionen zu beachtenden wettbewerbsrechtlichen Maßstä-
ben, bilden die Grundlage für eine den Gesamtbereich der regionalen Wirt-
schaftsförderung  berücksichtigende Untersuchung. Abgesehen von dem für 
die Praxis bedeutenden, von Eberstein  herausgegebenen „Handbuch der 
regionalen Wirtschaftsförderung",  tragen aber nur wenige zusammenfas-
sende, den Gesamtaspekt berücksichtigende Monographien zu der rechts-
wissenschaftlichen Erforschung des Themenbereichs bei. Zu erwähnen ist 
insofern die verdienstvolle Untersuchung Wagners 4, dessen Betonung auf 
der umfassenden Darstellung der einfachgesetzlichen Voraussetzungen der 
Gesetzesgrundlagen liegt. Zu wenig Beachtung geschenkt wurde bislang der 
über die unmittelbare Unternehmenssubventionierung hinausgehenden 

2 Dazu auch Jooss, Wirtschaftsförderung  - Methode und Probleme staatlicher 
Intervention in der sozialen Marktwirtschaft,  in: BayVBl. 1985, S. 615 ff.  (617 f.). 

3 Müller-Graff,  Unternehmensinvestitionen und Investitionssteuerung im Markt-
recht, S. 40. 

4 Vgl. Wagner,  Das Investitionszulagengesetz und das Gesetz über die Gemein-
schaftsaufgabe  „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"  als Schwerpunkte 
staatlicher Förderung von Investitionen, 1976. 



Einleitung 

Bedeutung der regionalen Wirtschaftsförderung;  insbesondere der „wir t -
schaftsnahen" Infrastrukturförderung,  die ebenfalls unter dem Gesichts-
punkt der Wettbewerbsverzerrung nicht zu unterschätzende Auswirkungen 
für den Konkurrentenschutz haben kann; zu wenig Beachtung geschenkt 
wurde in der Literatur auch den raumordnungspolitischen und ökologi-
schen Bezügen der regionalen Wirtschaftsförderung  sowie einerseits den 
„Zuständigkeitsüberschneidungen" zwischen der EG und ihren Mitglieds-
staaten und andererseits der Kompetenzverteilung zwischen dem Bund und 
den Ländern auf dem Gebiet der Regionalpolitik5, obgleich die damit ange-
sprochenen Problemkreise an Relevanz gewinnen. Zum grundsätzlichen 
„Durchdenken" der Problematik der Verteilung der regionalpolitischen 
Entscheidungsbefugnisse zwischen Bund und Ländern, Bundes- und Lan-
desregierungen und Parlamente, geben besonders neuere Entwicklungen 
Anlaß. Die Diskussion unter dem Aspekt des kooperativen Föderalismus 
anläßlich und nach der Einfügung des Art. 91a in das Grundgesetz haben 
zwar den Boden dazu bereitet, jedoch erscheint die bisherige Diskussion 
angesichts der Ausdehnung der europäischen Einwirkungsbefugnisse auf 
die nationale regionale Wirtschaftsförderung  in einem anderen Licht. Die 
Wiederbelebung der Problematik der Kompetenzverteilung im Bereich der 
regionalen Wirtschaftsförderung  und die Suche nach Alternativen für eine 
mehr föderative Verteilung der Aufgabenbereiche ist nur eine Erscheinung 
für die „Trendwende" im Bundesstaat. Statt von einer Trendwende von 
einer „echten Wende" zu sprechen, wäre dennoch gewagt, wenngleich sich 
immerhin die Überzeugung, daß der Bund seine Gesetzgebungskompeten-
zen nicht länger extensiv zu Lasten der Länder ausschöpfen darf 6, durch-
zusetzen beginnt. Rudolf 7 hat jedoch Recht mit seiner Ansicht: „Von einer 
Wende im Föderalismus kann aber noch nicht gesprochen werden, solange 
die Fahrt zum Unitarismus nur gestoppt, nicht dagegen die Rückfahrt  ein-
geleitet wird". Interessant erscheint es deshalb, anläßlich der Neuorientie-
rung der Regionalpolitik rechtliche Ansätze für eine „Wende" im Bundes-
staat in dem Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung  zu entwickeln. 

Überdies haben neuere Erwägungen in der Raumordnungs- und Regional-
polit ik wegen der zunehmenden Bedeutung der Lebensqualität angesichts 
der sich verschlechternden Umweltbedingungen und des zunehmenden 
Umweltbewußtseins zu einer Relativierung des Ausgleichsziels, Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse, geführt.  Die rechtliche Konturierung 
des Ausgleichsziels ist trotz dessen verfassungsrechtlicher  Bezüge und leit-

5 Vgl. dazu Püttner  /  Spannowsky,  Das Verhältnis der europäischen Regionalpoli-
t ik zur deutschen Regionalpolitik, 1986. 

6 So der Bundeskanzler Dr. Helmut  Kohl  in seiner Regierungserklärung vom 4. Mai 
1983, BT, Plenarprotokoll 10/4, S. 66; dazu auch Rudolf,  Wende im Bundesstaat?, in: 
Freiheit und Verantwortung im Verfassungsstaat,  1984, S. 343ff.  (351). 

7 Rudolf,  S. 351. 


